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Donnerstag, den 28. Mai 1868. 


Deutſchland. 
O. K. C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 


13. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. (27. Mai.) 


Eröffnung 12% Uhr. Das Haus iſt ſehr ſchwach beſetzt, der Abg. Ger 
neral v. Roon iſt auf ſeinem Platz. Am Tiſch der Bundes⸗Commiſſare be⸗ 
finden ſich Präſident Delbrück, Geh. Rath Pape, Gildemeiſter u. A, in der 
Hofloge der Kronprinz. 2 

enen u nd verlieſt eine große Zahl von Urlaubsgeſuchen, von 
Geſchenken an die Bibliothek des Hauſes, eine Einladung des Hofmarſchall⸗ 
amtes zur l Parade am Freitag, und ein Schreiben des Bundeskanzlers, 
betr. den Beſchluß des Hauſes über die Siſtirung des Strafverfahrens gegen 
den Abg. Duncker. 

Die Commiſſion für das Maße und Gewichtsgeſetz hat ſich unter dem 
Vorſitz v. Einſiedel's conſtituirt (Stellvertreter v. Hoverbeck); Schriftführer 
iſt Evelt (Stellvertreter Lautz.) 

Bezüglich der geſchäftlichen Behandlung der ſeit der letzten Sitzung ein⸗ 
gegangenen Anträge und Vorlagen beſchließt das Haus nach dem Vorſchlage 


des en ) den Antrag der Abgg. Harkort und Pr. Becker, betr. 
die Ausführung des Art. 45 der . Taing über die Einführung des Ein: 
und Finanzen zu überweiſen; 


e en den Commiſſionen für Hande 
) den Antrag des Abg. Waldeck auf Verbeſſerung der Lage der Poſtunter⸗ 
beamten bei 9 des Haushaltsetats zu erledigen; 3) den Poſtvertrag 
mit der Schweiz der Schlußberathung zu unterziehen (Ref. v. Unruh), des: 
gleichen den Antrag des Abg. v. Hagke auf Wiederherſtellung des Reichs⸗ 
archivs (Ref. Aegidi und Forkel), desgleichen 5) den Antrag des Abg. 
Weiſſig, das allgemeine deutſche Handelsgeſetzbuch und die Wechſelordnung 
als Bundesgeſetze zu proclamiren (Ref. Bürgers und Waldech. 

Auf der Tagesordnung ſteht der Bericht der Petitions⸗Commiſſion über 
die Petition des A. Bernſtein um Bewilligung von 6000 Thlr. behufs 
Ausrüſtung einer Expedition zur Beobachtung der am 18. Auguſt ſtattfin⸗ 
denden Sonnenfinſterniß. Bundescommiſſar von Puttkammer hatte in 
der Commiſſion ſich dahin geäußert: der Bundesrath habe bisher die For: 
derung wiſſenſchaftlicher Zwecke aus Bundesmitteln nicht für angeseigt er⸗ 
achtet, ſondern vorgezogen, den einzelnen Bundesregierungen nur die bezüg⸗ 
liche Anregung zu geben. In dieſem Falle allerdings habe das preußiſche 
Cultusminiſterium Schritte wegen einer beſondern Expedition bisher nicht 
gethan. Die Commiſſion beantragt, die Petition des A. Bernſtein dem 

undeskanzler 310 Berückſichtigung dahin zu überweiſen, daß von Seiten des 
norddeutſchen Bundes die ua Maßregeln getroffen würden, die am 
18. Auguſt d. J. eintretende Sonnenfinſterniß für die Wiſſenſchaft moͤglichſt 
nutzbar zu machen. g ? a 

Nachdem Referent Abg. Hüffer in dieſem Sinne Bericht erſtattet hat, 
erklärt Präſident Delbrück: Es iſt wohl Niemand in dieſem Saale, der 


mit den Anträgen Ihrer Commiſſion nicht vollſtändig ſympathiſirt. Es han⸗ 


delt ſich um ein Phänomen, wie es ſeit Jahrtauſenden nicht dageweſen iſt 
und in Jahrtauſenden nicht wiederkehren wird, welches daher eine große 
wiſſenſchaftliche Ausbeute verſpricht. Es knüpft ſich daran der nationale 
Gedanke, daß Deutſchland, daß der norddeutſche Bund bei der Beobachtung 
dieſes Phänomens nicht zurückbleiben ſolle, während andere Nationen dafür 
Expeditionen ausrüſten. Je lebhafter dieſe Sympathien ſind, um ſo undank⸗ 
barer iſt die Aufgabe, der Frage mit dem Maßſtabe der nüchternen Wirk⸗ 
lichkeit nahe zu treten. Ich erinnere zunächſt daran, daß zu den Aufgaben 
des norddeutſchen Bundes dergleichen wiſſenſchaſtliche Fragen nicht gehören, 


daß die Anſtellung aſtronomiſcher Beobachtungen nicht zu den Gegenſtänden 


kurzer 


die niedrige Summe, die der 


* 
1 


x 
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dem Staate für wiſſenſchaftli 


fte ort, welche nach der Verfaſſung der Auſſicht der Bundesbehörde unter: 
iegen. Es erklärt ſich daraus, daß dem Bundesrathe die Sache gan neu 
war, als fie zuerſt durch gegenwärtige Petition zur Sprache kam, zumal auch 
die Herren der Wiſenſchaht bisher darüber 90 hatten. Die ng 
nun war eine dreifache: iſt noch Zeit vorhanden, ſind die nöthigen Perſonen 
vorhanden, und endlich iſt Geld vorhanden? Daß die Zeit noch ausreicht, 
um von Br aus eine mit den nöthigen Inſtrumen ten verſehene Expedition 
auszurüſten, iſt unzweifelhaft, Aber darauf allein kommt es nicht an. Die 
Beobachtung des Phänomens bietet zu vielſeitige Geſichtspunkte; man kann 
nicht ohne Weiteres eine Anzahl bon Beobachtern mit einer Anzahl von 
— 3 und es ihnen überlaſſen, welche Fragen ſie an die 

r ſtellen wollen. . a P 

Es iſt für ein ſolches Unternehmen vor Allem ein Programm nöthig, 
das nur von Männern der Wiſſenſchaft aufgeſtellt werden kann, und in ſo 

— war das nicht 1 Die ae onenfrage war von Haufe aus 
zu bejahen. Blieb noch die Geldfrage. Darüber kann nun kein Zweifel ob⸗ 
walten, daß der norddeutſche Bund als ſolcher für dieſen Zweck gar kein 
Geld hat. Dispoſitions⸗Fonds für allgemeine wiſſenſchaftliche Zwecke exi⸗ 
ſtiren nicht; der einzige vorhandene Dispoſitions⸗Fonds iſt für andere Zwecke 
8 in Anſpruch genommen; alſo aus Bundesſonds unmittelbar ift 
Geld nicht da. Es kann ſich immer alſo nur darum handeln, ob es durch 
einen 85 Beſchluß der Bundesregierungen beſchafft werden ſoll. 
Dazu bedarf es aber wieder einer einigermaßen ſicheren Grundlage über die 
Koſten, eines genauen Anſchlages, daß die Aufſtellung eines ſolchen überaus 
ſchwer iſt, zeigen ſchon die verſchiedenen Summen, die man von verſchie⸗ 
denen Seiten veranſchlagt hat: 6000 Thlr., 10,000 Thlr., 16,000 Thlr. 
Würde die heutige Verſammlun 5 tern ſtattgefunden haben, fo würde ich 
mit dieſen Bemerkungen haben 0 eßen müſſen und hatte aus denſelben die 

gerung gezogen, daß man in der That vor einem nicht greifbaren Plane 
ehe. Seit geſtern jedoch hat ſich die Lage geändert. Von Seiten der 
irectoren der hieſigen und der Leipziger Sternwarte iſt ein Ausrüſtungs⸗ 
plan für die Expedition vorgelegt worden. Derſelbe enthält zunächſt kein 
wiſſenſchaftliches Programm und betont nach dieſer Richtung hin nur, daß 
dieſes Phänomen die Ausſicht eröffne, durch die prismatiſche Analyſe des 
Lichtes das Weſen des Leuchtproceſſes des Sonnenkorpers näher zu er: 
gründen. 5 8 ö . 

Er ſchlägt ſodann die geeigneten Perſonen vor, bezeichnet die nöthigen 
Inſtrumente, giebt an. welche Inſtrumente von der aſtronomiſchen Geſell⸗ 
chaft. ſelbſt hergegeben werden könnten, welche neu zu beſchaffen ſeien, und 

ellt einen Koſtenanſchlag auf, der ca. 16,000 Thlr. als erforderlich hinſtellt. 
ch glaube 225 daß auch dieſe Summe noch nicht ausreichen und wohl 
is auf 30, Thlr. ſteigen würde. Es ſind ſeit Einreichung dieſes 155 
grammes nähere Erörterungen innerhalb des Bundesrathes nicht angeſtellt 
worden. Ich bin alſo in Bezug auf dasjenige, was in Folge des anliegen⸗ 
den Antrages, falls er angenommen werden ſollte, von Seiten des Bundes⸗ 
rathes beſchloſſen werden wird, nicht in der Lage, irgend eine Erklärung ab⸗ 
eben. Ich habe mich aber verpflichtet gehalten, auf die verſchiedenen 
zeiten dieſer Frage und ihre Schwierigkeiten, die ich nicht zu unterſchätzen 
bitte bier ihnertiden u machen. 

2 g. Dr. Löwe: Sie werden mit großer Freude die Erklärung des Prä⸗ 
an des Bundeskanzleramts, ſoweit er feine perſonliche Neigung ausge: 
prochen, gehört haben, wenn es Sie auch betroffen haben wird zu verneh⸗ 
wen, daß er nicht in der Lage ſei, als Vertreter des Bundesrathes eine 
Erklärung abzugeben. Doch entſcheide ſich der Bundesrath, wie er immer 
wolle, an Ipnen liegt es jetzt, ſelbſtſändig einen Beſchluß über dieſe Sache 
85 faſſen, Und da wollte ich Sie bitten, die Schwierigkeiten, die in der 

ache ſelbſt U ent nicht zu hoch anzuſchlagen, um ſich dadurch von einem 
uſtimmenden Beſchluſſe abhalten zu laſſen. Dieſe Schwierigkeiten neutrali⸗ 
ren ſich jum Theil gegenſeitig. Gerade, weil wir genötigt find, die Sache 
ehr ſchnell zu betreiben, ſind wir zugleich nicht in der Lage, ſo große Vor⸗ 
bereitungen zu treffen, ſo viele Unmſtande zu machen, uns unfer Ziel fo weit 
zu 1 als wir es vielleicht gethan haben würden, wenn wir den Bericht 
einer gelehrten Commiſſion darüber: als Grundlage gehabt hatten. Da 
unſere deutſchen Astronomen die Sache nicht früher, die Sache nicht jelbit 
angeregt haben, das liegt in der wem Beſcheidenheit unſerer deutſchen Ge⸗ 
lehrten, in den Geldanſprüchen, die ſie an den Staat zu machen wagen. Es 
geht ſo weit über den Horizont ihrer Beſcheidenheit hinaus, daß ſie von 
Ihe wede ſo viel Geld verlangen ſollen ac 
terkeit), daß ihnen der Muth gleich ſinkt, überhaupt etwas zu fordern. Auch 
f . zetent zuerſt gefordert hat, erklärt ſich mit aus 
dieſer demüthigen Beſcheidenheit. 

Der Unterschied zwiſchen deutſchen und frangdfiihen und engliſchen Ger 

lehrten möchte ſich vielleicht auch in dieſem Koſtenanſchlage zeigen, möchte 


wie dieſes, ſo viel an uns liegt G1 


vielleicht zeigen, daß deutſche Wiſſenſchaft auch mit geringeren Koſten das⸗ 
ſelbe zu erreichen ſich getraut, wozu man in England und Frankreich jo 
reiche Mittel hergiebt, daß unſere aſtronomiſchen Etabliſſements und ihre 
Einrichtungen und Apparate ſich mit denen anderer Länder nicht meſſen 
können, das, meine Herren, müſſen wir uns ja eingeſtehen; aber unſere 
r kann mit Stolz ſich rühmen, daß fie troßdem weit davon ent: 
ernt iſt, mit ihren Leiſtungen zurückzubleiben. So find wir auch in der 

erſonenfrage durchaus nicht in Verlegenheit, ſondern find reich an geeig⸗ 
neten Gelehrten. 

Ich möchte daher den Bundesrath auffordern, eine Stelle zu entdecken, 
aus der der zu dieſer Expedition nöthige Fond genommen werden kann 
(Heiterkeit), — denn ich glaube, es handelt ſich doch nur um die Entdeckung 
und falls die Stellung eines Schiffes unſerer Marine dazu, was der 
Petent in Ausſicht genommen hat, dann nicht mehr möglich fein ſollte, der 
Expedition dann wenigſtens auf diplomatiſchem Wege jeden moglichen Bor: 


ſchub zu Bone, (Beifall.) 

Abg. Graf Baſſewitz (gegen den 75 1 der Commiſſion): Es ſcheint 
mir bedenklich, neue Ausgabe⸗Titel außerhalb des Rahmens des Norddeut⸗ 
ſchen Bundes hier zu ſchaffen, namentlich nachdem man gezeigt hat, daß 
man bei Bewilligung der Einnahmequellen jo ganz unperhältnißmäßig knapp 
und ſparſam iſt. Het ene Bravo ua) onſt bekommen die Ma: 
tricular⸗Beiträge ſchließlich eine jo ungeheure Höhe, daß die Etats der ein⸗ 
zelnen Länder dadurch bis auf den Grund erſchüttert werden. Etwas an⸗ 
ders würde die Sache für uns liegen, wenn man die Sonne mittelſt Petro⸗ 
leums beobachten könnte (Oh! Oh! Pfui!); jo aber bleibt uns nichts übrig, 
als gegen Alles zu ſtimmen, was nicht ſtreng in den Bundesetat gehört, alſo 
audy gegen dieſen Antrag. (Ironiſches Bravo! links). 

Abg. v. Patow: Der Geldpunkt findet allerdings in unſerem Budget 
keine entſprechende Poſition und auch eine Entdeckung möchte ſchwierig ſein, 
da es ſich hier um eine Ausgabe handelt, die den Bundeszwechen ſehr fern 
liegt. Doch könnte nach Analogie derjenigen Unterſtützung, die unter dem 
alten Bundestage von ſämmtlichen Regierungen dem Unternehmen zugewandt 
wurde. das die erſte direkte Verbindung zwiſchen Deutſchland und Amerika 
zum Zweck hatte, ſo auch hier im Wege der Matrikularbeiträge ein kleines 
Opfer von den Regierungen nicht ſchlecht angebracht ſein. Und darum em⸗ 
pfehle ich den Commiſſionsantrag, dann uns liegt es ob, ein Unternehmen 
ordern. 

Abg. v. Schweitzer gegen Graf Baſſewitz, der auch dieſc Frage zu einer 
Parteifrage mache. In der Verfaſſung ſteht allerdings nichts von Sonnen⸗ 
finſterniſſen, aber nichts deſto weniger iſt dieſe Competenz ſelbſtverſtändlich 
für eiviliſirte Nationen. I 

bg. Braun rg ii gleichfalls gegen Graf Baſſewitz, findet es 
aber ganz begreiflich, daß dieſelbe Seite, welche das Petroleum, das Licht 
beſteuern wollte, um Finſterniß zu verbreiten, jetzt gegen die Beobachtung 
der Finſterniß, die man anftelle, um wiſſenſchaftliches Licht zu verbreiten, 
ſich erkläre. Redner erinnert daran, daß Mecklenburg ſeiner Zeit der einzige 
deutſche Staat geweſen, der für das Unternehmen der direkten trausatlanti⸗ 
ſchen Verbindung zwiſchen Deutſchland und Amerika keinen Beitrag gezahlt 
babe, und daß daher die Verweiſung des Herrn Redners aus Mecklenburg 
auf, DIR, . e der Einzelregierungen ſehr wenig Vertrauen zu erwecken 
geeignet ſei. \ 

4 Graf Solms-Laubach gegen den Commiſſionsantrag, weil er 
Kine 4 1 für die finanzielle Lage der Kleinſtaaten, namentlich 

eſſens, fürchte 

„Ref. Abg. Hüffer: Die Bedenken des Bundeskanzleramtes ſtehen in 
keinem Falle dem Antrage der Commiſſion entgegen, der nur die Mitwirkung 
der Einzelregierungen herbeiführen und die Art und Weiſe, wie dies geſchehen 
ſoll, dabingeftelt sein laſſen will. 8 

Der e wird 8 mtt allen gegen die Stimmen der 
Abgg. v. Bodelſchwingh, Graf Baſſewitz und Frhr. v. Eckardtſtein 
angenommen. ‘ 5 

Der zweite Gegenſtand der Tagesordnung ift der Bericht über den Geſetz⸗ 
entwurf betr. die Aufhebung der Schuldhaft. Nachdem Abgeordneter 
v. Blandenburg einen darauf bezüglichen Entwurf eingebracht hatte, legte 
der Bundesrath den ſeinigen vor, der von der Commiſſion nur in § 2 durch 
den Zuſatz der geſperrt gedruckten Worte geändert worden iſt. Er lautet 


alſo jest: 

8 1. Der Perſonalarxeſt iſt als Executionsmittel in bürgerlichen Rechts: 
ſachen inſoweit nicht mehr ſtatthaft, als dadurch die Zahlung Ane Geldſum me 
oder die Leiſtung einer Quantität vertretbarer Sachen oder Werthpapiere 
erzwungen werden ſoll. 

Die geſetzlichen Vorſchriften, welche zur a der Einleitung 
oder Erledigung des Verfahrens, einſchließlich des Executionsver⸗ 
fahrens, den Perſonal⸗Arrcſt geſtatten ben Wars bleiben unbe⸗ 
rührt. Es gilt dies insbeſondere von den Vorſchriften über den 
Sicherungsarreſt gegen Nichtangehörige des Norddeutſchen 
Bundes, zu dem Zwecke, den Gerichtsſtand gegen dieſelben 
zu begründen und die Vollſtreckung der Urtheile in ihr Ver⸗ 
mögen zu ſichern. 

§ 3. Die Beſtimmung des § 1 findet auch auf die vor Erlaſſung dieſes 
Geſetzes entſtandenen Verbindlichkeiten Anwendung, ſelbſt wenn auf Perſonal⸗ 
Arreſt W erkannt, oder mit deſſen Vollſtreckung begonnen iſt. 

5.4. Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden eie treten außer Kraft. 

Außerdem iſt heute von dem Abg. Schulze⸗Delitzſch folgende Reſo⸗ 
lution beantragt; „Den Bundesrath aufzufordern, dem Reichstage in der 
nächſten Seſſion einen Geſetz⸗Entwurf vorzulegen, worin das unbedingte 
Verbot jeder Beſchlagnahme noch nicht verdienter Arbeits⸗ und Dienſt⸗Loͤhne 
im Executions⸗ und Arreſtwege ausgeſprochen wird.“ 

ur Generaldiscuſſion nimmt zunächſt das Wort der Ref. Abg. 
Leſſe: Die in dem Bericht niedergelegten Motive für die Vorlage ſind nicht 
neu, es find ſolche, die ſeit Jahren in der Oeffentlichkeit als aße für 
die Aufhebung der Schuldhaft anerkannt 272 Ich will denſelben nur noch 
inzufügen, daß ſich bereits im Jahre 1863 der deutſche Juriſtentag und im 
ale 1865 der volkswirthſchaftliche Congreß mit der vorliegenden Frage 
jeſchäftigt hat. Der erſtere glaubte beſtimmte Anträge im Sinne der heu: 
tigen Vorlage nicht ſtellen zu ſollen, ſo lange man in den benachbarten Län⸗ 
dern noch leine Schritte in dieſer Richtung gemacht habe, dagegen hat ſich 
der volkswirthſchaftliche Congreß in der entſchiedenſten Weiſe für die Auf: 
hebung der Schuldhaft ausgeſprochen. Jetzt ift man uns in Frankreich mit 
dieſer Maßregel vorangegangen und es kamen bei der Verhandlung im dor⸗ 
tigen geſetzgebenden er intereſſante Thatſachen zur Mittheilung, die ge⸗ 
eignet ſind, auch auf unſer Votum nicht ohne Einfluß zu bleiben. Hiernach 
kamen dort in den Jahren 1861—65 im 989955 5450 Schuldner zur Haft 
wegen einer Geſammtſchuldſumme von 17,338,639 Fred. Hiervon wurden 
bezahlt 2,186,864 5400 und dieſes Reſultat wurde erreicht mit einem Koſten⸗ 
aufwande von 2,854,000 Fred. Aehnliche Verhaͤltniſſe weiſen die Zahlen 
nach, welche der vorliegende Bericht aus der Praxis des hieſigen Stadt: 
erichts mittheilt, es iſt dadurch alſo der Beweis geliefert, daß der Perſonal⸗ 
rreſt in den wenigſten Fällen zur Beam des Gläubigers führt. 
Hierbei gebe ich allerdings a daß der 0 chluß nicht unbevingt als 
richtig zu betrachten iſt, weil der Nachweis fehlt, in wie viel Fällen die An⸗ 
5 Di Verfügung des Perſonalarreſtes den Schuldner zur Zahlung 
eranlaßt hat. 

Die Gegner der Vorlage finden ſich einerſeits in den Reihen praktiſcher 
Juxiſten, andererſeits in denen der kleinen Gewerbetreibenden. Ebenſo wie 
in Frankreich hat ſich bei uns der größere Theil der Gerichtshöfe gegen die 
Aufhebung der Schuldhaft ausgeſprochen, und man kann ſich darüber nicht 
wundern, wenn man erwägt, das gerade praktiſche ea in ſolchen Fra⸗ 
gen ſehr conſerpativ und zu radicalen Reformen ſchwer geneigt find. Die 
Bedenken der Gewerbetreibenden für die erſte Uebergangszeit End nicht une 
begründet, man muß bei ſolchen Maßregeln jedoch an die Zukunft denken 
und daran, daß nur dem ungeſunden Credit durch Aufhebung der Schuld⸗ 
baft ein Ende gemacht wird. Die kleinen Gewer betreibenden werden dadurch 
mehr auf den en Credit e und ich hoffe, daß Sie 
ſchon aus dieſem Grunde in den nächſten Tagen den Antrag auf Ausdeh⸗ 
nung des Genoſſenſchaftsgeſetzes über ganz Deutſchlanv Ihre Zuſtimmung 
ertheilen werden. — Nur in Bezug auf die executio ad faciendum pünſchen 
wir den 
als ob wir 


' U 


A de als Grecutipnsmittel beibehalten zu ſehen, nicht etwa] Freiheit einzuziehen. . ; 
für dieſe Art eine beſondere Sympathie fühlten, ſondern weilves Abg. Meyer, daß die Civilproceß⸗Commiſſion in 2 Jahren mit der Vor⸗ 


wir bei einer . ee von 20 verſchiedenen Staaten durch 
Aufhebung dieſes Sicherheitsarreſtes Lücken hervorzurufen befürchten, die 
für das Manifeftationsverfahren von nachtheiligen Folgen fein würden. 
Ueberdies iſt dieſe Art von Arreſt von geringer praktiſcher Bedeutung, da 
die Fälle, in denen derſelbe verfügt wird, ſelten und die Gerichte ſelbſt mit 
Anwendung deſſelben br find. Was die Amendirung des $ 2 der 
Vorlage durch die Commiſſion betrifft, fo hatte dieſelbe ihren Grund in ber 
urſprünglichen unklaren Faſſung, die von den verſchiedenen Juxiſten in der 
Commiſſion ſelbſt verſchieden ausgelegt wurde. Einzelne Mitglieder wollten 
in das Geſetz eine Ausnahmebeſtimmung für Ausländer aufgenommen 
wiſſen, die Majorität ar ſich jedoch dagegen in der Erwägung, daß man 
eine ſolche Ausnahmebeſtimmung nicht vermiſſen werde, wenn der Kerr 
beitsarreſt in dem Umfange aufrecht erhalten werde, wie die Commiſſion 
ihn beantragt. Ueber die Gründe der Humanität, die uns zur Aufhebung 
der Schuldhaft veranlaſſen müſſen, brauche ich Ihnen N ee nicht zu 
ſprechen; ich ſchließe mit dem Wunſche, daß Sie die Vorlage mit großer 

Majorität annehmen mögen. (Beifall.) EN 

Abg. Meyer (Chor): Ich habe mich gegen die Vorlage zum Worte 
gemeldet, nicht weil ich an und für ſich gegen die Aufhebung der Schuldhaft 
bin, ſondern weil ich es nicht für rathſam halte, durch eine ſolche Stück⸗ 
arbeit einer Frage näher zu treten, die nur durch eine durchgreifende Reform 
der ganzen Civi proceßordnung gelöſt werden kann. Die Frage iſt eine rein 
rechtliche und wirthſchaftliche und ſteht mit der Aufhebung der Wuchergeſetze 
in durchaus keinem Zuſammenhange, obwohl man ſie bei dieſer Gelegenheit 
zuerſt hier porgebracht hat. Man behauptete damals, durch die mit Aufs 
hebung der Wuchergeſetze e berbeigeführte Erhöhung des Zinsſatzes 
werde dem Gläubiger eine höhere Sicherheitsprämie gewährt, es ſei deshalb 
unrecht, den Schuldner noch außerdem mit Perſonalarreſt für feine Schuld 
haften zu laſſen. Der Zinsfuß iſt aber ſeit jener Zeit eher geſunken als 
geſtiegen; dieſe Erfahrung beweiſt alſo, daß die behauptete Verbindung eine 
unrichtige war. Die Aufhebung der Schuldhaft in Frankreich und Oeſterreich 
kann für uns keine Veranlaſſung ſein, mit preſſanter Eile dem Wortlaute 
55 Geſetze zu folgen, weyn wir einen triftigen Grund haben, mit unſerem 
Zorgehen noch zu warten. Einen ſolchen Grund finde ich aber in der noth⸗ 
wendigen Reform unſerer Proceßordnung oder mindeſtens des Executions⸗ 
verfahrens, namentlich der Executionsorgane, und da uns eine ſolche Reform 
bereits für das nächſte Jahr in Ausſicht geſtellt iſt, ſo kann hier von einer 
Vertagung ad Calendas Graecas nicht die Rede ſein. Reißen Sie 5 durch 
Annahme der Vorlage aus den verſchiedenen Partikulargeſetzgebungen ein 
Executionsmittel heraus, ſo entſtehen Lücken; Sie ſelbſt erkennen dies zum 
Theil an, und wollen deshalb die executio ad faciendum aufrecht erhalten 
wiſſen; der Unterſchied zwiſchen unſerer Auffaſſung iſt alſo nicht qualitativ, 
ſondern nur quantitativ. 5 

Für viele Staaten wird das Geſetz freilich unverfänglich ſein, dort näm⸗ 
lich, wo — wie in Hamburg — die Schuldhaft für Inländer bereits voll⸗ 
ſtändig obſolet iſt, nicht aber da, wo die Umſtände des Verkehrs die Auf⸗ 
rechterhaltung derſelben a machen und hier denke ich in erſter Linie 
an das große Gebiet des alten preußiſchen Rechtes. Daß das citirte Ver⸗ 
hältniß zwiſchen den zur Haft gebrachten Perſonen und der Summe, die in 
Folge deſſen gezahlt wurde, nicht maßgebend iſt, hat der Referent ſelbſt be⸗ 
veits zugegeben; entſcheidend kann nur das Verhältniß der erlaſſenen Haft⸗ 
verfügungen und zu den dadurch veranlaßten Zahlungen ſein, und dies 
iſt ein ganz anderes. Man hat in der theoretiſchen Begründung der Vor⸗ 
lage auf ſolche Fälle hingewieſen, wo ein Gläubiger den zahlungsunfähigen 
Schuldner aus Hartherzigkeit einfperren läßt, oder wo der Haftbefehl nur 
vollſtreckt wird, um von den Angehörigen und Verwandten des Schuldners 
das Geld zu erpreſſen; man wird beides perurtheilen müſſen, glauben Sie 
aber nicht, daß die Zahl derartiger Fälle ſo groß iſt, wie diejenige, wo es 
ſich um wirkliche Böswilligkeit des Schuldners handelt, eine Zahl, die durch 
Annahme des vorliegenden Geſetzes noch erheblich geſteigert werden dürfte. 
Mag der Debent in dem Augenblick, wo er die Schuld contrahirt, auch die 
redlichſte Abſicht haben, er wird durch unglückliche aun Pp ältniffe 
nur allzu leicht in Verſuchung geführt werden, ſich ſeinen Verpflichtungen 
zu entziehen, namentlich wenn er ſich durch die mangelhafte Beſchaffenheit 
des e und 1 1 der Executionsorgane — wie ſie 
i 1 5 des alten preußiſchen Rechts beſteht — in dieſer Abſicht unter⸗ 
tützt ſieht. 

FAR jetzt dient die Perſonalexecution zum großen Theile dazu, die Mängel 
der Mobiliarexecution zu decken; reformiren Sie das e eee 
und ich werde Ihnen beweiſen, daß ich gerade zu radikalen Reformen ſehr 
gern bereit bin. Wenn Sie jetzt den mi arreſt beſeitigen, wodurch 
wollen Sie die dadurch entſtehende Lücke ausfüllen? Ein Manifeſtationsver⸗ 
fahren befteht — fo viel mir bekannt — am Rhein überhaupt nicht und ift, 
jo weit es bei uns beſteht, böchſt unvollkommen; ein ſolcher Erſaß könnte 
mich alſo nicht beſtimmen, für die Aufhebung der en zu ſtimmen. 
Der Grund, weshalb man die Frage mit einem ſo großen Eifer in die Hand 
Ne hat, if wohl in einer gewiſſen aura popularis zu ſuchen, und ein 

itglied jener Seite (nach rechts) hat es mir offen eingeſtanden, durch die 
poetiſche Antwort: „Es raſt der See und will fein Opfer haben.“ (Heiters 
keit.) Das Amendement der Commiſſion hat keine andere Bedeutung, als 
den Ausländer von dem beneficium des Geſetzes vollſtändig auszuſchließen. 
Der Paxagraph ſpricht allerdings nur von Sicherheitsarreſt; ein ſolcher 
Unterſchied iſt aber mehr juriſtiſch als praktiſch, denn wenn ich das Recht 
habe, den Ausländer nach allen Regeln der Kunſt zu meiner Sicherheit ein⸗ 
ſperren zu laſſen, bis das Erkenntniß erlaſſen iſt, und ihn dann weiter eins 
zuſperren, um mir die Vollſtreckung des Urtheils in ſein Vermögen zu ſichern, 
dann weiß ich in der That nicht, wie von einer Nuſbebung der Schuldhaft 
noch die Rede ſein kann. 

Es giebt Länder, wo die Juſtiz nicht für Jeden da iſt, wo die Auslän⸗ 
der gezwungen ſind, ſich durch beſondere Inſtitutionen zu ſchützen, geben Sie 
keine Veranlaſſung, einen ähnlichen Vorwurf uns gegenüber zu rechtfertigen. 
— Ich weiß, daß ich mich mit meinen Anſichten hier im Hauſe in einem 
numeriſchen Mißverhältniſſe befinde und freue mich inſofern darüber, als 
darin ein Beweis liegt, daß man die vorliegende Frage nicht als eine poli⸗ 
tiſche Parteifrage aer ich glaube mich hiernach zu der Hoffnung — 
tigt, daß Sie in gleicher Weiſe bei Berathung einer neuen Criminalproceß⸗ 
ordnung gemeinſam eintreten werden, wenn es gilt — 
armen — den un verſchuldeten Mann 
Freiheit zu ſchützen. (Beifall.) . 

Abg. Reichenſp — empfiehlt „nicht aus Neuerungsgelüſten, ſondern 
aus wahrhafter innerer Ueberzeugung! die Annahme des Geſetzes. Keine 
Frage des öffentlichen und Privatrechts ſei ſo lange Zeit ſo ſchlecht und 
ungerecht au laßt worden, als gerade die Frage der Schuldhaft. Sehr 
lange habe es bei uns gedauert, ehe die Idee der perſönlichen Freiheit jedes 
Menſchen zum Durchbruch gekommen, die Idee, daß der Staat des Menſchen 
wegen und nicht der Menſch des Staates wegen da ſei. Ein erſter Schritt 
zur Seittellung dieſes Princips ſei bei uns gethan durch den Axtikel 5 der 
Verfaſſungsurkunde, welcher lautet: „Die perſönliche Freiheit iſt gewähr⸗ 
leiſtet“. Wohin wir aber die Augen wenden, begegnen wir in der Anwen⸗ 
dung une e ge en Thatſachen. Der Anfang, um das Princip zu ver⸗ 
wirklichen, iſt die ufbebung der Schuldhaft. längerer Ausführung wies 
Redner nun nach, daß die Schuldhaft falſch, rechtswidrig, praktiſch entbehr⸗ 
lich und ſchädlich ſei. — Es ſei ein ebenſo christliches wie humanitares 
Werk, wenn die Schuldhaft aufgehoben und alle Schuldgefängniſſe ge⸗ 
ſalehen würden. N 

er Schluß der Generaldebatte wird beſchloſſen. 

Abg. b. Blanckenburg (als Antragsſteller) erklärt, daß, wenn fein 
Antrag auch weitergehend fei er das Princip des Geſetzes durch ſeinen 
Widerſpruch doch nicht gefährven wolle. Deshalb ſei er ſchließlich mit der 
Regierungsvorlage einverſtanden; bedenklicher erſcheine ihm jedoch der § 2 
der Commiſſionsvorlage, da man hier durch die Hinterthür die Schuldhaft 
wieder need ſuche. Er trat ſodann den Ausführungen des Ab⸗ 
geordneten Meyer ( horn) entgegen. Die Aufhebung der Wuchergeſetze in 
Folge deren der Gläubiger Zinſen nehmen könne, deren Hohe in die Kate⸗ 
orie „ſcheußlich“ 1 (Herr v. Schweitzer: Sehr richtig!), fordere ge⸗ 
ieteriſch auch die Aufhebung der Schuldhaft, da es unſittlich ſei, den Richter 
dazu zu benutzen, um ſolche Zinſen durch die Beraubung der perſönlichen 
12 5 v, Schweitzer: Sehr richtig!) Die Anſicht 
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kricularbeiträge und mit dem Militär⸗Etat. Hoffentlich wird das Budget 
dem Reichstage gleich nach Pfingſten vorgelegt werden. 2 
Kiel, 27. Mai. [Marine.] Das Cadettenſchiff, Sr. Maſeſtät 
Fregatte „Niobe“, iſt von feiner Uebungsreiſe nach Weſtindien heute 
glücklich wieder hier eingelaufen. Er, 

Elberfeld, 25. Mai. [Auflöiung,F Vorgeſtern wurde in der 
Barmer Schützenhalle eine Voſksverſammlung durch den Polizei⸗In⸗ 
ſpector Voigt aus dem Grunde aufgelöſt, weil ein Sprecher fi ver: 
letzend über die beſtehenden Heereseinrichtungen geäußert Nac ſoll. 

| ar Elb. 3.) 

Altenburg, 27. Mai. [Exploſion.] Geſtern Nach mittag ex⸗ 
plodirte hierſelbſt die Neumayerſche Pulverfabrik. Das Miſchungs⸗ 
und Maſchinenhaus ſind niedergebrannt; vier Menſchen ſind dabei ver⸗ 
unglückt. f g 

Dresden, 26. Mai. [Todesſtrafe. — Eiſenbahnen.] Die 
zweite Kammer, der erſten Kammer gegenüber, ift bei Abſchaffung der 
Todesſtrafe ſtehen geblieben. — Ueber die Differenzen in Betreff der 
Eiſenbahnfrage haben beide Kammern ein Vereinigungsverfahren ein: 
treten laſſen. Das Reſultat derſelben iſt, daß die Linie Chemnitz⸗ 
Leipzig auf Staatskoſten gebaut werden, die Regierung aber nochmals 
erwägen ſolle, ob dieſe Bahn über Borna zu führen ſei. Die Linie 
Chemnitz⸗Aue⸗Adorf ſolle als Staatsbahn gebaut werden, wenn nicht 


ij 


Abg. Lasker (ür das Geſetz) bittet den 8 1 ſo anzunehmen, wie ihn 
die Commiſſion in Uebereinſtimmung mit der Regierung vorſchlägt. Der 
Vorſchlag des Abg. v. Blanckenburg (den dieſer aufrecht erhalten hat) ſei zu 
eng, da er ſich nur auf Angehörige der norddeutſchen Bundesſtaaten beziehe. 
Der Antrag Reichenſperger ſei zu weit; ſo lange der Manifeſtationseid zum 
Syſtem unſerer Erecutionsordnung gehört — und das iſt der Fall — wäre 
es ein Widerſpruch, wenn bei Weigerung zur Ableiſtung nicht Perſonalarreſt 
eintreten könne. Der Verhaftete habe es ja abe in der Hand dadurch, 

Ü chuldhaft von ſich abzuwenden. 
Die ganze Regierungsvorlage ſei allerdings nicht mit der gehörigen Präciſion 
und Schärfe abgefaßt, indem man ſich dabei auf den Richter verläßt. Neu 
ſei dieſe Art der Geſetzgebung jedenfalls: der Geſetzgeber verſteht ſein eigenes 
Werk nicht und überläßt das beſſere Verſtändniß dem auslegenden Richter. 
Die Commiſſion habe eine Verbeſſerung auch nicht vorgenommen, dennoch 
fei er für das Geſetz, um nur erſt das Princip an einer Stelle durchzuſetzen. 
Es werden ſich dann ſchon Mittel finden, um zu unterſcheiden zwiſchen un⸗ 
perſchuldeter und böswilliger Nichterfüllung der Verpflichtungen; eine aus⸗ 
führliche Codification dieſer Fälle ſei jetzt in der Eile nicht möglich. Min⸗ 
deſtens werde jetzt durch Annahme des Geſetzes vielen Menſchen ein ſchönes 
Feſtgeſchenk gemacht. 

Abg. Waldeck: Die Aufhebung des Perſonalarreſtes wird nicht nur dem 
gemeinen Manne und ſpeciell dem fleißigen nicht nachtheilig ſein, ſondern ein 
richtiges und ſolides Creditverhältniß herſtellen. Die Regierungsvorlage ſo⸗ 
wohl, wie die Commiſſion gehen nicht weit genug; der Perſonalarreſt wegen 
Handlungen iſt vielmehr in allen Fällen zu ſtreichen; höchſtens möge man 
für das Uebergangsſtadium die beſtehenden Beſtimmungen über den Mani⸗ 
feſtationseid beſtehen laſſen. Er empfahl deshalb, den § 1 event. folgender⸗ 
maßen zu geſtalten, wie es auch ſchon in der Commiſſion beantragt war: 
„der Perſonglarreſt iſt als Cxecutionsmittel in Den Rechtsſachen nicht 
mehr ſtatthaft; diejenigen geſetzlichen Vorſchriften bleiben jedoch beſtehen, nach 
welchen im Manifeſtationsverfahren der Perſonalarreſt zuläſſig iſt.“ Das 
zweite Alinea der Vorlage müſſe aber geſtrichen werden. 
Bundes⸗Commiſſar ape erläutert die Motive, welche veranlaßt haben, 
die an der Vorlage gerügten Beſchränkungen aufrecht zu erhalten. Dies 
liege zum Theil in den verſchiedenen Speclalgeſetzgebungen; die künftige all⸗ 
gemeine Civilproceß⸗Ordnung werde hier Abhilfe verſchaffen. 

Vom Abg. Lasker iſt ein Amendement eingegangen, einen neuen Pa⸗ 


der erforderlichen Mittel zun Bauunternehmung melde. 
Oeſter reich. 

Wien, 27. Mai. [(Staatsſchulden.] Die heutige „Wiener 
Zeitung“ publicirt den Ausweis der Staatsſchulden⸗Controlscommiſſion 
über den Stand der Staatsſchulden am 31. December 1867. Hier⸗ 
nach belief ſich die Totalſumme der Staatsſchulden auf 3,025,315,896 
Gulden, die Zinſen für dieſelben betrugen im Jahre 1867 127,718,147 
Gulden und es hatten ſich die Staatsſchulden von Ende December 
1866 bis dahin 1867 um 105,598,206 Gulden vermehrt. 

[Der Reichsrathl beſchloß heute, die Berathung der Finanzvor⸗ 
lage in der Sitzung am nächſten Mittwoch zu beginnen. 


Breslau, 28. Mai. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 6 3. U.⸗P. 2 F. 3 3. 
n T A IERSATTER TEEN SEE EaLTE 


Telegraphiſche Depeſchen 
aus dem Wolff’ihen Telegraphen⸗Bureau. 


treffenden Commiſſion der Kammer einig geworden, den beabſichtigten Be⸗ 
ſteuerungsmodus des Ertrages des Grundbeſitzes aufzugeben und dafür pro⸗ 
viſoriſch einen zweiten Zehnten von der Grundſteuer einzuführen. 
Paris, 26. Mal. Im Quartier latin herrſchte geſtern eine ge⸗ 
ragraphen zuzuſetzen, welcher lautet? „Das Geſetz tritt in Kraft an dem wiſſe Aufregung. Für die Vorleſungen des Profeſſors Ger, welcher 
zuge, . 50 0 e — die Aham des W 1 PER in der neulichen Senats⸗Debatte über die Unterrichtsfreiheit angegriffen 
ef. Abg. Leſſe bittet um Ablehnung der Amendemen eck un 0 kr 
Reichenſperger und Annahme des Regierungs⸗Entwurfs. Die Faſſung des worden war, hatte die Polizei Vorſichtsmaßregeln getroffen. Der 
§ 1 läßt keinen Zweifel darüber übrig, daß die Schuldhaft zur Erzwingung De ur 
don Handlungen und der Leiſtung des een e nicht aufgehoben mischung der Polizei auf, welche 
& on Bin it 1 net 25 8 85 A 9 . Habe, ie ma 19 Ruheſtörungen fielen nicht vor. a 
andpunkte de einiſchen Re aus ganz Recht haben, einige Mängel n 1.4 i i . 
zu rügen; ai müſſen uns aber nach den allgemein geltenden Rechtsbeſtim⸗ 0 Paris, 27. Wa. elegentlich dn neulich don den Kren 
mungen richten. ‚ 
- ei der nnn erfolgten Abſtimmung wird das Amendement Reichen⸗ 


ge er 5 Eon un nr A. a Danciärh 1 noch das preußiſche Volk für jenen Artikel verantwortlich machen. 
perger ing); ebenſo wird abgelehnt das Amendement Waldeck gegen Ni i . 
etwa 30 Stimmen von der Linken; der § 1 der Regierungs vorlage 5 5 Midts werde Frunseeich udien, «and .janer: gen gen aud det 


virten Haltung, welche aus dem Gefühl ſeiner Stärke und dem Be⸗ 
wußtſein ſeines Rechtes hervorgehe, herauszu treten. 

Bukaxreſt, 27. Mai. Die Deputirtenkammer hat das vom Senate gleich⸗ 
ern bereits genehmigte Geſetz angenommen, wonach Cerealien aus dem 
uslande zollfrei in die Donauhäfen eingeführt werden dürfen. f 
f hat ſeine Entlaſſung einge⸗ 


nunmehr mit großer Majorität 
Dte Sitzung wird vertagt. * a 
Schluß 4½ Ubr. Nüchſte Sitzung: Donnerstag 10 Uhr. Tagesordnung: 
1) Fortſetzung der Debatte über das Schuldhaftgeſetz; 15 Genoſſenſchafts⸗ 
geieb; 3) Antrag Reincke betr. die Niederſetzung von Commiſſionen zur 


gegen etwa 5 Stimmen angenommen. 


e chi ai a 1 ar Er 1 
7. Mai. (Schlußbericht.) Baumwolle: 4000 Ballen Umſaß, da 


von für Speculation und Export 1500 Ballen. Preiſe niedriger. 


Antwerpen, 27. Mali, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Petroleum⸗Markt 
Schluß Feucht) Steigend. Nasen, ppe weiß, loco 016 ſchwimmen 
46, 8 8 1 1 55 49, ag 5 50 aß Wa 
ar Mai, Nachm. Rüboöl pr. Mai 89, 00, pr. Juli⸗Auguſt 89, 
> Ser. Wen 00 a bi 50 Mai 78, 50, pr. Au 
Panique. iritus pr. Mai 88, 50, 5 3 

London, 27. Mai. Getreidemark 88 ass Sulu 

afer 


rechnen können. Die Arbeiten des Zollparlaments und eine Reihe von 
Verwaltungsmaßregeln beſchäftigen zunächſt den Zollbundesrath, wäh⸗ 
rend die Aufftellung des Budgets jetzt den Hauptgegenſtand in dem 
Bundesrath für Norddeutſchland bildet. Heute tagte ſeitens des Zoll⸗ 
bundestathes der Ausſchuß für Zoll⸗ und Steuerweſen und berieth über 


anzuſchließenden Gebiete, ſowie über Petitionen wegen Beſeitigung des 
Floßzolles auf der Saale und auf Aenderung der beſtehenden Brannt⸗ 


i N it leztem Montag: Weizen 18,510, Gerſte 3230, 6680 Quarters. 
weinſteuer. — Der Rechnungs⸗Ausſchuß des norddeutſchen Bundesraths fe K der Pferdetennen R ſchwacher Marktbeſuch. Preiſe aller Ge⸗ 
ſtellte heute den Bericht über den Etat der Einnahmen an Zoll⸗ und . onen Ale 475 ab Bi loco 9157. — Sehr 


Verbrauchsſteuern feſt, beſchäftigte ſich mit den Nachweiſungen der Ma⸗[ſchones Wetter. 


bis zum Monat November ſich eine Privatgeſellſchaft unter Nachweis] 


| Florenz 27. Mai, „Nazione“ meldet, der Finanzminiſter ſei mit der bes | 
N 


Decan der Facultät, Profeſſor Wurtz, trat energiſch gegen dieſe Gin: | Ir 
ſich darauf zurückzog. Weitere ernſte 


zeitung“ gebrachten Leitartikels „Der franzoͤſiſche Nationalſtolz“ erklä⸗ 2 
ren „Patrie“ und „France“, Idaß fie weder die preußiſche Regierung & 


00, 
i⸗Auguſt f 76, 50 P 


Ta 
t 1 SO 


Uhr 30 8 N 
hl Weizen ſtille. Roggen ſchwankend, pr. Mai 19% 

Fe . Jul . Maps pn Bliober ya Nad pr. ver 
ecember 33%. 16 PR 3 SR 72 ui welch 

Mal. Die Pipe bahinderte beute are Reafeieit, ix 


zu ö 
es überhaupt der Speculation, Angeſichts des Ultimo, an Neigun welt; 
er Vorbörſe ma 
0 m 
b 


x 


2 4 
richten hoben ſie . 
elte ſich das Geſchäft in Oeſterr. Credit, wobei der Cours 
% höher „Lomb. und Franz. traten zu unver⸗ 
d, Italſener behauptelen ſich bei A 
igung nur ſchrach ie ri echt feſt u 


die at 2 


kaner waren re 
N * 


hoben ſich etwas, von ruſ⸗ 
Bodeneredit⸗Pfandbriefe als be⸗ 
Jelez⸗Orel ſollen zu 75 . ver⸗ 


gingen in Poſten nach 1 


bleiben Stammactien vernachläſſigt, und der Mehrzahl nach, wenn auch uns 
bedeutend billiger. n eu, 5.3) ; 
IBteslauer Börſe vom 28. Mai] Schluß:Eourje. (1 Uor Nachm.) 
Ruſſiſch Papiergeld 83% Oeſterr. Bungee bez. Schleſ. Ren“ 
tenbriefe 91 Schleſ. Pfandbriefe 83% B Nati 

leihe 53% bez eiburger 112 Br. Neiſſe⸗Brieger —. Oberſchleſiſche Lit. 
K. und C. d. Wilhelmsbahn 88 J bez. u. Gd. O e 
76% Br. Oeſterr. Creditbank⸗Actien 82% bez u eſ. Bant⸗Verein 
114%, Gd. Looſe —. Amerikaner 77% bez. u. Gd. Warſchau⸗ 
0 5 59 A 14 Minerva 36 4 — 5 — 7 bez. u. Br. Baier. Anleihe —. 
Italiener 49% Br. RR 

Stalie eden, A Met. e Ae 3 

N ſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. effel i n. 
Se ei "mittel ordin. fein mittel ordin. 
Weizen, weißer 102—105 97 8691 Gerſte.. . 54—56 51 46—49 
we gel ii 96—99 92 83—88 Lahe 1 U 36—37 35 33—34 
Roggen, ſchleſ. 67—69 65 62—63 Erbſen 66—68 63 56—60 
do. fremder 67—69 63 57—60 


Loco- (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort, bei 80% Tralles 
10% Br., 16%, Gl,“ 

ab ekündigt: — Ctr. Weizen. — Ctr. 

— Ctr. 


N sagen. — Ctr. Leindl. 
üböl. 40,000 Ort. Spiritus. — Ctr. Raps 


R 
Rapskuchen. — Ctr. Hafer. 


Berliner Börse vom 27. Mai 1868. 


Fonds und a 


Risonbahn-Btamm-Aotlen, 


| Dividende pro 1866, 1867, 1 
? — — 4 39½ ba. 
d. 4% — 4 bn, 
— 4 br, 
Anhalt, [132,1 44 21% ba. 
b u 2 
"er — 1 6 de. 
% 1 2 f e { 
. u. — 1 8. 
— ah 255 — 4 Ay 
Cosel-Oderberg» — 7 Wera 4 
to St.-Prior.] 4½ 12 ba. G: 
5 — bn 
— — *. 
10% 62% da 6. 
— . — DE, 
— = bz, G. 
— 1 2 730% lis. 
8 u N da. 
— 2 bu. G. 
4 | — 55. 
Louled'or nd Spt Bk. #7 | — 1 — ben 
Goldk. 9. 11½ C. Rugs. Bkn. AK b. - V ba. 
Austärdisebe Tonds. 2 * 


34 


Oesterr. Metalliques 4 48,8. 
dito Nat.-Anl. . 5 


Das 15. Stück des Bundes⸗Geſetzblattes des norddeutſchen Bundes ent⸗ 

hält unter Nr. 102 das Geſetz wegen Abänderung einzelner mungen 

der Zollordnung und der Zollſtrafgeſetzgebung. Vom 18. Mai 51 

Nr. 103 den Vertra zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und den 

ten Staaten von Amerika, vetreffend die — ur ae 71 
erſonen, welche aas dem Gebiete des einen Theils in dasjenige d 2 

deren Theils einwandern. Vom 22. Februar 1868; und unter 

die Ernennung des bisherigen preußiſchen Conſuls Carl Ludwig 

Alexius von Köͤnigslöw zu Paramaribo zum Conſul des norddent B 


Yu 1 Ver * e Redacteur: N Dr. „St. ein.» 7101 5 5 
Dru von Graß, Barth u. Comp. (. Fidele in Breslau. | 


